Verhandlungsschrift

Nr. 1/2004

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates der Gemeinde Lengau am Freitag, den 23.01.2004.

Sitzungsort: Sitzungssaal des Gemeindeamtes in Salzburger Straße 9

Anwesende:
1. Bürgermeister 
Rippl
Erich

2. Vizebürgermeister
Weichenberger
Johann

3. Vizebürgermeister
Muigg
Martin

4. Gemeindevorstand
Pendelin
Erika

5. Gemeindevorstand
Schinwald
Josef

6. Gemeindevorstand
Weber
Michael

7. Gemeindevorstand
Schwaiger
Wolfgang

8. Gemeinderat
Mayer
Helmut

9. Gemeinderat
Reitsamer
Robert


10. Gemeinderat
Hellermann
Norbert

11. Gemeinderat
Altmann
Anna

12. Gemeinderat
Staffl
Michaela

13. Gemeinderat
Schober
Johann

14. Gemeinderat
Voggenberger
Franz

15. Gemeinderat
Brandstötter
Alois

16. Gemeinderat
Standl
Franz

17. Gemeinderat
Bauer
Franz

18. Gemeinderat
Anzinger
Bernhard


19. Gemeinderat
Ofenböck
Thomas

20. Gemeinderat
Sutter
Anna Maria

21. Gemeinderat
Linnerth
Hans-Dieter

22. Gemeinderat
Winkelmeier
Johann

23. Gemeinderat
Fuchs
Walter

24. GR-Ersatzmitglied
Maier
Johann (für GR Klinger Martin)

25. GR-Ersatzmitglied
Grabner
Manfred (für GR Puscher Stefan)

Es  fehlen:

· GR Klinger Martin (entschuldigt) – dafür EM Maier Johann

· GR GR Puscher Stefan (entschuldigt) – dafür EM Grabner Manfred

Der BM stellt fest, dass

a) die Sitzung von ihm einberufen wurde,

b) die Verständigung hiezu (ANLAGE 1) rechtzeitig und schriftlich an alle Mitglieder ergangen ist und der Termin der heutigen Sitzung nicht im Sitzungsplan (§ 45 Abs. 1 O.Ö. GemO 1990) enthalten ist. Die Zustellung erfolgte gemäß vorliegendem Zustellnachweis (ANLAGE 2) zwischen 13.01. und 15.01.2004 an alle  Mitglieder des Gemeinderates und die Kundmachung (ANLAGE 3) gemäß § 53 Abs. 4 O.ö. GemO 1990 am 13.01.2004 durch Anschlag an der Amtstafel erfolgte,

c) die Beschlussfähigkeit gegeben ist und

Der BM weist darauf hin, dass das Sitzungsprotokoll der GR-Sitzung Nr. 8 vom 26.11.2003 bis zur heutigen Sitzung während der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung zur Einsicht noch aufliegt und gegen diese Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss Einwendungen eingebracht werden können.  

Zum Schriftführer für diese Sitzung wird AL Denk Franz bestimmt.

Beginn der Sitzung:  19.30 Uhr

Gemäß § 16 Abs. 4 der Geschäftsordnung der Kollegialorgane der Gemeinde Lengau vom 06.09.2002 werden von den Fraktionsobmännern der im Gemeinderat vertretenen Fraktionen folgende Personen für die Unterfertigung der heutigen Verhandlungsschrift namhaft gemacht:

SPÖ: Hellermann Norbert

ÖVP: Weber Michael

BWG: Ing. Ofenböck Thomas

FPÖ: Fuchs Walter

Folgendes Ersatzmitglied wird durch den BM angelobt:

Grabner Manfred (SPÖ)

Bei der heutigen Sitzung wird folgende Tagesordnung behandelt: 

1. Betreubares Wohnen in Friedburg – Entscheidung über Grundankauf durch Bauträger.(Soz-420)

2. Beschluss des Haushaltsvoranschlages und des Dienstpostenplanes für 2004 

(Fin-902)

3. Genehmigung des Mittelfristigen Finanzplanes 
der Gemeinde Lengau 


(Fin-902)

4. Kenntnisnahme des Prüfungsberichtes der BH Braunau über die durchgeführte Kassenprüfung vom 17.12.2003.
















(Fin-903)

5. Bericht des Obmannes des Prüfungsausschusses über die durchgeführte Kassenprüfung vom 02.12.2003.



















(Gem-014-0)

6. Hildegard Schinwald, Unterehreneck 8 – Antrag auf Verzicht von Zwangsumwidmungen

a) Grundsatzantrag, dass der Gemeinderat keine Zwangsumwidmungen gegen den

    Willen der Grundeigentümer auf dem gesamten Gemeindegebiet der Gemeinde  

          Lengau durchführt.














(Verk-611-0)

b) Umfahrung Lengau – Antrag zur Aufhebung des Beschlusses des Gemeinderates vom 

     06.09.2002, TOP19 (Übereinkommen zwischen dem Land Oberösterreich und der 

    Gemeinde Lengau) über die Einleitung eines Enteignungsverfahrens für den Fall, dass 

    sich betroffene Grundstückseigentümer weigern im Zuge des Grundablöseverfahrens 

    die erforderlichen Grundflächen zu verkaufen.








(Verk-611-0)

7. Korrektur der Hundeabgabeverordnung vom 30.10.2003






(Fin-920-5)

8. Behandlung verschiedener Raumordnungsangelegenheiten

 



(Gem-031-0)

a) Fillafer Friedrich und Vogetseder Eva












b) Herbst Anna, Mitterweg 12














c) Mobilkom Austria – Errichtung einer etwa 42 Meter hohen Funkanlage im Anwesen Schinagl, Holz 27.




















9. BA06 – Nebenkanäle Flörlplain I-Teichstätt Ost – Bewilligung des Förderungsvertrages der Kommunalkredit im Nominal von € 260.116,--












(Wa-811-17)

10. Anhebung der Gebühren für die Schülerausspeisung auf die Mindestgebühren lt. Voranschlagserlass des Amtes der O.Ö. Landesregierung (mindestens € 1,90 pro Schüler bzw. Kindergartenkind)

(Schul-232-2)

11. Herbert Nagl – Befristung des Dienstpostens BII-VII (Amtsleiter) gemäß § 7 Abs. 4 des O.Ö. Gemeindebedienstetengesetzes 2001 auf die Dauer von 3 Jahren. 




(Pers-011-5)

12. Reihung der vom Gemeinderat bereits mit Grundsatzbeschluss beschlossenen Sonderbauvorhaben aufgrund ihrer Dringlichkeit.














(Fin-902)

13. Nominierung eines Mitgliedes und Ersatzmitgliedes in die Verbandsversammlung des Sozialhilfeverbandes durch die ÖVP-Fraktion (Fraktionswahl)










(Sv-400-1)

14. Anträge BWG – Bündnis Weiß-Grün:

a) Antrag auf Einführung einer Bürgerfragestunde vor jeder Gemeinderatssitzung gem. § 53 Abs. 5 O.Ö. GemO

















(Gem-004-1)

b) Antrag auf Festlegung eines Termins zur öffentlichen Präsentation des nunmehr fertiggestellten Örtlichen Entwicklungskonzeptes und Flächenwidmungsplanes.







(Gem-031-0)

15. Allfälliges

TAGESORDNUNG, BERATUNG UND BESCHLÜSSE

1. Betreubares Wohnen in Friedburg – Entscheidung über Grundankauf durch Bauträger.

(Soz-420)

GR Ann Sutter berichtet über den Beschluss des Ausschusses für Soziales, Familien, Senioren und Wohnungsvergabe, wonach dieser empfiehlt den Grundankauf für das betreubare Wohnen durch die GEWOG durchführen zu lassen. Sie erläutert, dass verschiedene Varianten bezüglich des Grundankaufes in Betracht gezogen wurden. 

Sie führt weiters aus, dass bei 80 % der Projekte das Grundstück durch den Bauträger angekauft wird und für bedürftige Mieter die Möglichkeit der Wohnbeihilfe besteht. Als weiterer Vorteil stellt sich dar, dass der für den Grundankauf erforderliche Betrag der Gemeinde weiterhin zur Verfügung bleibt. Durch den Ausschuss wird angeregt evt. auf den anfallenden Verkehrsflächenbeitrag und die  Kanalanschlussgebühren zu verzichten.  

GV Michael Weber vermisst die öffentliche Information und die Kriterien nach denen die Aufnahme erfolgen soll, zumal als Baubeginn 2005 vorgesehen ist. GR Ann Sutter sichert eine Präsentation vor Baubeginn zu. Weiters soll bis zu diesem Zeitpunkt eine Betreuungsperson gefunden werden.

GR Norbert Hellermann schließt sich namens der SPÖ-Fraktion dem Ansuchen von Frau Sutter an. 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen stellt der BM den

A n t r a g

das erforderliche Grundstück für die Errichtung des Projektes Betreubares Wohnen Friedburg im Ausmaß von etwa 2.300 m² aus dem Gutsbestand der Finanzkammer der Diözese Linz durch den Gemeinnützigen Wohnbauträger GEWOG, Ranshofen, entsprechend dem Vorschlag des Ausschusses für Soziales, Senioren, Familien und Wohnungsvergabe vom 10.12.2003 entsprechend Variante 1, ankaufen zu lassen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  25 Ja










B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

2. Beschluss des Haushaltsvoranschlages und des Dienstpostenplanes für 2004 
(Fin-902)

Der BM weist darauf hin, dass eine Ausfertigung des Haushaltsvoranschlages und des Dienstpostenplanes für das Finanzjahr 2004 an die Mitglieder der Gemeinderates ausgegeben wurde und mit den Mitgliedern des Finanzbeirates am 18.12.2003 eine Vorbesprechung durchgeführt wurde. Er verliest den Bericht zum Voranschlag und ersucht um Wortmeldungen. 

GR Thomas Ofenböck erkundigt sich über den Stand des Ankaufes von Computern in den Volksschulen? Der BM berichtet dazu, dass der Ankauf von Computern in der Zeit zwischen  1999 – 2003 stattgefunden hat. Er hatte auch eine Besprechung mit Bezirksschulinspektor Ziller wie Volksschulen edv-mäßig ausgestattet sein sollen. Dieser hat ihm mitgeteilt, dass in jeder Klasse ein Gerät vorhanden sein soll, welches nicht das neueste sein muss. Der BM berichtet weiters, dass in der Hauptschule ein zweiter Informatikraum geschaffen wurde. Auch hier soll eine Prüfung durch Schulinspektor stattfinden, ob und welche Geräte erforderlich sind. Für den administrativen Bereich der Volksschule Schneegattern wurde 2003 eine PC-Anlage angeschafft.

GR Thomas Ofenböck führt aus, dass seine Fraktion den Voranschlag im letzten Jahr abgelehnt hat. Die Begründung im Vorjahr war die Geldverschwendung für die Umfahrungsstraße. Er führt dazu aus, dass der Gemeindeanteil 2003 an den Grundeinlösekosten für die Umfahrung Lengau auf ca. € 100.000.— geschätzt wurde. Der Gemeindeanteil im Voranschlag 2004 beträgt bereits € 200.000.—nur für das 1. Teilstück. Für diesen Voranschlag ist daher auch die Auflösung von Rücklagen erforderlich. Bezüglich des Neubaues des Kindergarten Schneegattern ruft er in Erinnerung, dass es 2002 die Information durch BM Trischitz gab, dass im Ressort LR Ackerl S 3.000.000.— für einen Kindergartenneubau, welcher unbestritten notwendig ist, vorhanden sind. Geplant ist eine Drittelteilung durch Bedarfszuweisungen der Gemeindeabteilung, durch die Abteilung Bildung und Schule sowie durch die Gemeinde Lengau. Dann stellte sich heraus, das Geld aus dem Ressort LR Ackerl ist doch nicht vorhanden. Nunmehr wird seitens des Gemeinderessorts jeweils S 1 Mio. in den Jahren 2005 – 2007 zur Verfügung gestellt. Er verweist in diesem Zusammenhang auf die allgemein schlechte Budgetsituation der Gemeinden. 

GV Michael Weber führt aus, dass bereits in den Besprechungen im Finanzbeirat die Nichteinhaltung der Zusage von LR Ackerl ein wesentliches Kriterium war. Die für den Kindergartenneubau vorgesehen € 320.000.— führen zum Rückgriff auf Rücklagen. Auch andere Problemfelder im Zusammenhang mit dem Kindergartenneubau sind für ihn nicht geklärt. Insbesondere die Wohnung im Obergeschoss und der weitere Verwendungszweck des alten Kindergartens. Bezüglich der Gesamtsituation der Kindergartengruppen stellt sich die Frage ob ein Auflassen der Gruppe in Friedburg in Frage kommt? Es gibt einen GR-Beschluss diese Gruppe zu belassen. Dies sind Problemfelder, welche noch nicht ordnungsgemäß gelöst sind und die ÖVP wird daher diesem Voranschlagsentwurf  nicht zustimmen. 

BM Rippl ruft in Erinnerung, dass es einen Grundsatzbeschluss gibt, den Kindergarten zu bauen. Weiters liegt eine Bedarfsanalyse der Abteilung Kindergarten, Schule und Sport vor. In diese Kindergartengruppe können derzeit lediglich 23 Kinder aufgenommen werden ohne Integration. Auch bei ihm hat die Besprechung mit LR Ackerl im Beisein von VBM Martin Muigg, in der eine Zusage erst ab 2005 in Aussicht gestellt wurde, Erstaunen ausgelöst. Er hat LR Ackerl diesbezüglich angerufen dieser hat zumindest eine Bewilligung nach § 86 o.ö. GemO in Aussicht gestellt, Finanzzusagen konnte er keine machen. LR Ackerl hat in einem weiteren Gespräch am 16.01.2004 erklärt, dass eine Verschiebung des Baubeginnes keine Verschiebung der BZ-Mittel nach sich zieht. Er kann sich auch, bei Baubeginn 2004, vorstellen die Hälfte der BZ-Mittel für 2005 noch im Herbst 2004 zur Auszahlung zu bringen. Die gleiche Regelung soll auch mit der Abt. Bildung, Schule und Sport getroffen werden. Ein späterer Baubeginn stellt Problem mit den weiteren Bauvorhaben. 

VBM Weichenberger räumt ein, dass eine überraschende Situation durch das Land geschaffen wurde. Dieser Schwenk des Landes war nicht zu beeinflussen. Er sieht in der vorgetragenen Situation zumindest einen Teilerfolg des Bürgermeisters. Eine Ablehnung des Budget geht zu Lasten der Kinder und Eltern. Er appelliert daher um Zustimmung zum Budget. 

BM Rippl berichtet über einen Artikel in den OÖ-Nachrichten – „Land lebt von Rücklagen“. Er ist der Ansicht, dass die Situation beim Land nicht besser wird und daher ist ein Zuwarten nicht sinnvoll. Er räumt ein, dass momentan die finanzielle Situation allgemein nicht rosig ist. Es gibt entsprechende Steigerungen bei Krankenanstalten und im Sozialhilfeverband. Es gibt bereits einige Gemeinden im Bezirk Braunau welche den Haushalt nicht ausgleichen können. Die Rücklagenentnahme in der Gemeinde Lengau ist gegenüber dem letzten Budget rückläufig. 

GV Michael Weber wehrt sich vehement dagegen, dass dies auf Kosten der Kinder und Eltern geht, da in der Gemeinde Vollversorgung besteht bei sinkender Kinderzahl . Integrativer Kindergarten noch nicht abgeklärt. Bezüglich der Weitergabe von Informationen kritisiert er, dass die geplanten Sonderbauvorhaben erst bei Besprechung bekannt gegeben wurden. Die Informationen über einen späteren Baubeginn des Kindergartenneubaues hat er ebenfalls erst sehr spät erhalten. BM Rippl berichtet, dass LR Ackerl während der Feiertage nicht erreichbar war und er daher diese Informationen erst am 16.1.2004 erhalten hat.  

Im Finanzbeirat vom 18.12.2003 und in der Vorstandssitzung vom 13.01.2004 wurde dem ÖVP-Fraktionsführer, Herrn Weber, BWG-Fraktionsführer, Herrn Ofenböck und GV Schwaiger, VBM Weichenberger (SPÖ) und SPÖ-Fraktionsführer, Hellermann Norbert gesagt, dass offene Fragen zum Voranschlag im Vorfeld besprochen werden können. Zu einer Besprechung ist jedoch niemand erschienen. Er weist daher den Vorwurf der mangelhaften Information entschieden zurück. 

GR Franz Voggenberger versteht, dass der Eindruck entsteht dass das erste Budget gekippt werden soll. Er ist der Ansicht, dass nicht das Land umgeschwenkt hat, sondern LR Ackerl. Er fühlt sich durch diesen Meinungsumschwung verschaukelt. Jetzt gibt es wieder eine Zusage, dass vielleicht eine vorzeitige Zuteilung möglich ist. Geplant ist eine Rücklagenauflösung in Höhe von € 207.000.—. Die Präsentation eines fixfertigen Budgets mit den Vorstellungen der Mehrheitsfraktion ist nicht in seinem Sinn. Dies stellt keinen Umgang mit Partnern dar. Er schlägt daher vor, sich  vorher zusammenzusetzen um gemeinsam ein Budget zu erstellen. 

GR Thomas rechnet vor, dass die für 2004 in Aussichten gestellten Mittel lediglich 1/6 des Bauvolumens ausmachen. Er weist nochmals darauf hin, dass die Umfahrung Lengau ein finanzielles Risiko für die Gemeinde darstellt. Es hätte günstigere Lösung gegeben, die nicht einmal geprüft wurden. 

BM Rippl kann sich eine Herausnahme des Kindergartenneubaues Schneegattern vorstellen. Der Voranschlag wäre dann entsprechend zu ändern und 14 Tage kundzumachen. GR Johann Schober schlägt vor die  Planungsarbeiten und Ausschreibung im Jahr 2004 durchführen. BM Rippl ist dazu der Ansicht, dass der Kindergarten zur Gänze herauszunehmen ist, da eine Splittung nicht möglich ist. Bei einer Ablehnung des Voranschlages sind die außerordentlichen Bauvorhaben zu stoppen bis der neue Voranschlag genehmigt ist. 

GR Mag. Johann Winkelmeier vertritt die Ansicht, dass sehr wohl ein Kostenbeitrag für Planung möglich ist. 

Amtsleiter Franz Denk schlägt eine Reduzierung der vorgesehenen Mittel für den Kindergartenneubau von € 293.000.— um € 250.000.— vor. 

GR Franz Voggenberger erachtet die geschätzten Kosten für Dorfplatzgestaltung in Schneegattern als sehr gering. Bezüglich des Neubaues des Kindergartens Schneegattern gibt er zu bedenken, dass zwei Gebäude zu erhalten sind, da das alte nicht verkauft werden kann. Der BM stellt sich eine Sanierung des alten Kindergartens im nächsten Budget vor. Amtsleiter Denk stellt klar, dass alle Sanierungsmaßnahmen mit der Verfügbarkeit der Wohnung im Obergeschoss im Zusammenhang stehen. 

VBM Johann Weichenberger fasst zusammen, dass sowohl ein GR-Beschluss über den Kindergartenneubau, ebenso wie ein Sachverständigengutachten vorhanden ist. Seiner Meinung nach ist damit genügend Vorarbeit geleistet worden. 

Die anwesende Kassenführerin Barbara Rippl (§ 66 Abs. 2 o.ö. GemO) schlägt vor die Rücklagenentnahme beim Kindergarten Schneegattern zu streichen. 

GV Wolfgang Schwaiger ist der Ansicht, dass ein Zusammenhang mit den Punkten 3 und 12 der heutigen Tagesordnung besteht. Sollte dieses Budget heute nicht beschlossen werden, wird Zeit gewonnen für eine gemeinsame Planung. Er tritt dafür ein zuerst gemeinsam eine Reihung der Vorhaben und anschließend den Mittelfristigen Finanzplan zu erstellen. Amtsleiter Denk wendet dazu ein, dass eine Reihung in keinem unmittelbaren Zusammenhang mit dem mittelfristigen Finanzplan steht, da in diesen nur Projekte aufgenommen werden dürfen, für welche Zusagen des Landes vorliegen. 

GV Michael Weber beantragt eine Sitzungsunterbrechung, welcher einstimmig zugestimmt wird. Die Sitzung wird um 20.25 Uhr unterbrochen und die Mitglieder der ÖVP-Fraktion ziehen sich zur Beratung zurück. Die Sitzung wird um 20.33 Uhr fortgesetzt. 

VBM Martin Muigg gibt bekannt, dass trotz des Angebotes zur Streichung der Rücklagenauflösung für den Kindergartenneubau kein Einverständnis der ÖVP-Fraktion vorhanden ist. Begründet wird die mangelnde Zustimmung mit der Erstellungsmodalität. Er regt an den Finanzbeirat öfters tagen zu lassen. Er tritt für eine offene und ehrliche Zusammenarbeit ein. Diese Zusammenarbeit muss wachsen. Information LR Ackerl vom 16.1.2004 wurde erst heute übermittelt. Er sieht durch eine Ablehnung des Voranschlagsentwurfes am heutigen Tag keinen Zeitverlust. 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen stellt der BM den

A n t r a g

dem Nachtragsvoranschlag in der vorliegenden Form die Zustimmung zu erteilen.

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
11 Ja (SPÖ und FPÖ)














14 Nein (ÖVP und BWG)

B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird mehrheitlich abgelehnt.

3. Genehmigung des Mittelfristigen Finanzplanes der Gemeinde Lengau (Fin-902)

Der BM erläutert, dass der Mittelfristige Finanzplan als Instrument zur Investitions- und Vorhabensplanung in Abstimmung mit dem Gemeindehaushalt in Zukunft und mit der Gewährung der Bedarfszuweisungsmitteln dienen soll. Er ersucht um Wortmeldungen. 

GV Michael Weber tritt dafür ein, da das Budget nicht zustande gekommen ist, auch den Mittelfristigen Finanzplan zu überarbeiten. 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen stellt der BM den

A n t r a g

dem Mittelfristigen Finanzplan der Gemeinde Lengau in der vorliegenden Form die Zustimmung zu erteilen.

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  11 Ja (SPÖ und FPÖ) 














    14 Nein (ÖVP und BWG)

B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird mehrheitlich abgelehnt.

4. Kenntnisnahme des Prüfungsberichtes der BH Braunau über die durchgeführte Kassenprüfung vom 17.12.2003.











(Fin-903)

Der BM berichtet, dass durch Herrn Tischlinger der BH Braunau am 17.12.2003 die Kassengebarung der Gemeinde Lengau überprüft und in Ordnung befunden wurde. Ein entsprechender Bericht vom 18.12.2003, Zl.: Gem-60-5018-2003-Ti/Fo, wurde der Gemeinde Lengau und dem Obmann des Prüfungsausschusses, Herrn Alois Brandstötter, übermittelt. Der BM verliest diesen Prüfungsbericht (ANLAGE 4).  

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen stellt der BM den

A n t r a g

den Prüfungsbericht der BH Braunau über die durchgeführte Kassenprüfung am 17.12.2003, Zl. Gem-60-5018-2003-Ti/Fo, vom 18.12.2003 zur Kenntnis zu nehmen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  25 Ja

B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

5. Bericht des Obmannes des Prüfungsausschusses über die durchgeführte Kassenprüfung vom 02.12.2003.
















(Gem-014-0)

GR Alois Brandstötter in seiner Eigenschaft als Obmann des Prüfungsausschusses erstellt folgenden Bericht über die durchgeführte Kassenprüfung vom 02.12.2003:

Die Kassa wurde in Ordnung befunden. Es wurde festgestellt, dass bei Rechnungen der Kochstelle die Lieferscheine teilweise fehlten. Bei Bewirtungsrechnungen fehlt die Verwendung bzw. der Anlass. 

BM Rippl berichtet, dass laut Aussage Herrn Tischlinger, BH Braunau, Verfügungsmittel dem BM zur Verfügung stehen und kein Nachweis erforderlich ist. Bezüglich der Lieferscheine wurde die Kochstelle diesbezüglich instruiert. 

GR Thomas Ofenböck erkundigt sich ob der Verwendungszweck nicht vermerkt werden muß oder darf. BM Rippl wiederholt, dass es nicht notwendig ist. GV Josef Schinwald erkundigt sich nach der Höhe der Verfügungsmittel. BM Rippl weist darauf hin, dass die Höhe der Verfügungsmittel aus dem Voranschlag ersichtlich ist.  

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen stellt der BM den 

A n t r a g

den Kassenprüfungsbericht über die durchgeführte Kassenprüfung vom 2.12.2003 zur Kenntnis zu nehmen.

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  25 Ja

B e s c h l u ß

Der Antrag des BM Obmannes wird einstimmig genehmigt.

6. Hildegard Schinwald, Unterehreneck 5 – Antrag auf Verzicht von Zwangsumwidmungen

a) Grundsatzantrag, dass der Gemeinderat keine Zwangsumwidmungen gegen den Willen der Grundeigentümer auf dem gesamten Gemeindegebiet der Gemeinde Lengau durchführt.



















(Verk-611-0)

b) Umfahrung Lengau – Antrag zur Aufhebung des Beschlusses des Gemeinderates vom 06.09.2002, TOP19 (Übereinkommen zwischen dem Land Oberösterreich und der Gemeinde Lengau) über die Einleitung eines Enteignungsverfahrens für den Fall, dass sich betroffene Grundstückseigentümer weigern im Zuge des Grundablöseverfahrens die erforderlichen Grundflächen zu verkaufen.











(Verk-611-0)

Der Bürgermeister verliest den Antrag von Frau Hildegard Schinwald vom 27.11.2003 und stellt fest, dass dieser Antrag den gleichen Wortlaut aufweist wie der in der Sitzung des Gemeinderates vom 26.11.2003 unter TOP 2a und 2b behandelte Antrag des Herrn Johann Angelberger, Unterehreneck 2, 5211 Friedburg. Er schlägt vor den heute vorliegenden Antrag in der selben Form zu erledigen wie seinerzeit den Antrag von Herrn Johann Angelberger in der Sitzung vom 26.11.2003 und ersucht um Wortmeldungen.

GR Thomas Ofenböck bestätigt, dass die Unterschriftenliste identisch ist, mit der Liste von Herrn Angelberger. Er schlägt die gleiche Vorgehensweise wie in der letzten Sitzung vor, nämlich die Beschränkung auf ihre Grundstücke. 

VBM Muigg schließt sich der Formulierung hinsichtlich Punkt a) an und lehnt namens seiner Fraktion den Punkt b) ab. 

GR Franz Voggenberger ruft in Erinnerung, dass in der letzten Sitzung der anwesende Antragsteller Johann Angelberger eine Stellungnahme zur Abänderung seines Antrages abgegeben hat. Eine Abänderung des heutigen Antrages ohne eine Stellungnahme von Frau Schinwald kann er sich nicht vorstellen. Auch seiner Ansicht nach ist der heutige Antrag identisch mit dem in der letzten Sitzung behandelten Antrag von Herrn Johann Angelberger. 

Für GV Michael Weber ist eine Abänderung des Antrages ohne Anwesenheit der Antragstellerin äußerst bedenklich. 

Amtsleiter Franz Denk weist darauf hin, dass im Erledigungsentwurf für den  Beschluss des Gemeinderates sinngemäß eine gleichlautende Beschlussfassung, wie in der Sitzung vom 26.11.2003 im Fall Angelberger, vorgeschlagen wurde.    

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen stellt der BM die folgenden 

A n t r ä g e

a) Der Gemeinderat möge beschließen, dass sich der Verzicht einer Zwangsumwidmung nicht auf das gesamte Gemeindegebiet, sondern ausschließlich auf das im Betriebsbaugebiet Lengau befindliche Grundstück Nr. 2773, KG Lengau, der Antragstellerin bezieht.

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:     16 Ja (ÖVP, FPÖ und BWG und BM Rippl) 









   




          9 Nein (SPÖ-Fraktion)
B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird mehrheitlich genehmigt.

b) Der Antrag der Antragstellerin auf Aufhebung des Beschlusses des Gemeinderates über die Enteignung der betroffenen Grundstückseigentümer im Zusammenhang mit dem Bauvorhaben Umfahrung Lengau ist abzulehnen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:    20 Ja (SPÖ, ÖVP und FPÖ) 









   




         5 Nein (BWG-Fraktion)
B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird mehrheitlich genehmigt.

7. Korrektur der Hundeabgabeverordnung vom 30.10.2003





(Fin-920-5)

Der BM berichtet, dass in der Sitzung vom 30.10.2003 durch den Gemeinderat eine Hundeabgabenordnung nach den Bestimmungen des neuen O.Ö. Hundehaltegesetzes 2002 beschlossen wurde, wonach die Hundeabgabe für den ersten Hund € 10,-- beträgt und diese Abgabe für jeden weiteren Hund pro Haushalt auf € 25,-- angehoben wird.

Laut einer allgemeinen Stellungnahme der Abteilung Gemeinden – Frau Dr. Sandra Doppelbauer – vom 21.11.2003 ist diese Regelung nach den Bestimmungen des neuen Hundehaltegesetzes unzulässig. Bei der neu zu beschließenden Verordnung ist daher die erhöhte Abgabe beim Halten mehrerer Hunde ersatzlos zu streichen. 

Der Bürgermeister stellt den Antrag folgende Verordnung zu beschließen:

VERORDNUNG

des Gemeinderates der Gemeinde Lengau vom 23.01.2004 mit der eine Hundeabgabenordnung für den Bereich der Gemeinde Lengau erlassen wird.

Aufgrund des § 10 des O.Ö. Hundehaltegesetzes wird verordnet:

§ 1 Hundeabgabe

Die Hundeabgabe beträgt je Hund             

EURO   10.—    

Die Hundeabgabe beträgt für Wachhunde

EURO     2.—

§ 2 Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit dem auf den Ablauf der Kundmachungsfrist folgenden Tag in Kraft, gleichzeitig tritt die Verordnung des Gemeinderates vom 30.10.2003 außer Kraft. 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen stellt der BM den

A n t r a g

dem o.a. Verordnungsentwurf die Zustimmung zu erteilen.

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  25 Ja

B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

8. Behandlung verschiedener Raumordnungsangelegenheiten

 

a) Fillafer Friedrich und Vogetseder Eva









(Gem-031-0)

Der Bürgermeister verliest den Antrag vom 10.09.2003 und berichtet, dass in der Zwischenzeit eine Besprechung mit dem zuständigen Sachbearbeiter des Amtes der o.ö. Landesregierung, Herrn DI Kampelmüller, stattgefunden hat und verliest den Aktenvermerk über die Besprechung am 18.11.2003. 

In der Zwischenzeit hat er mit Herrn Friedrich Fillafer eine Besprechung über die geplante Nutzung der umzuwidmenden Grundfläche geführt. Herr Friedrich Fillafer teilt mit, dass er die bachabwärts des bestehenden Dammes liegenden Flächen als Parkplätze für die Mitarbeiter und Abstellplatz für die LKWs nutzen möchte. Weiters plant er die Errichtung einer Lagerhalle  oder eines Silos für Pellets, welche über eine Rohrleitung beschickt werden soll. 

Er berichtet weiter, dass Frau Vogetseder diesen Antrag anlässlich einer Vorsprache vom 20.01.2004 am Gemeindeamt (Siehe Aktenvermerk) reduziert hat und der Antrag dahingehend abgeändert wird, als für die Grundstücke 537/2 (1.220 m²), 539/5 (2.460 m²), 539/6 (533 m²) und 540 (9.139 m²) kein Umwidmungsverfahren eingeleitet werden soll. Auf dem Gst.Nr. 537/1, KG Krenwald, soll die EDV-Firma ihres Sohnes errichtet werden. 

GR Mag. Johann Winkelmeier weist darauf hin, dass diese Flächen im ÖEK nicht eingetragen sind. BM Rippl erläutert, dass es derzeit nur um die Einleitung des Verfahrens geht. 

GR Thomas Ofenböck erinnert daran, dass es jahrelange Diskussionen um das ÖEK gegeben hat. Die Betriebsflächen im Bereich der ehem. Legstätte der ÖBF wurden in Wohngebiet umgewidmet, obwohl bereits ein Überhang an Wohngebiet in der Gemeinde bestand und besteht. Es handelt sich hier um neue Perspektiven. Er befürchtet, dass kaum Fläche für die Schaffung eines Betriebsbaugebietes übrigbleibt, wenn die erforderlichen Abstände eingehalten werden. Er schlägt vor zu diskutieren ob andere Möglichkeiten für die Schaffung eines Betriebsbaugebietes für den expandierenden Betrieb bestehen. BM Rippl ist ebenfalls der Ansicht, dass die Möglichkeit für eine Ausweitung des Betriebes geschaffen werden soll. Herr Fillafer hat ihm mitgeteilt, dass die ehemalige Legstätte zu weit entfernt ist um in den Betrieb integriert zu werden. Herr Fillafer spricht sich dafür aus die Pelletslagerung und die Stellplätze sollen auf den ggst. Flächen entstehen.  

VBM Martin Muigg berichtet, dass er bei der Besprechung mit DI Kampelmüller dabei war. Dabei hat dieser nur geringe Chancen für die Ausweisung eines Betriebsbaugebietes unterhalb des bestehenden Dammes erkennen lassen. Die Ausweisung eines Mischbaugebietes oberhalb des Dammes stellt für ihn einen neuen Sachverhalt dar.  

GR Thomas Ofenböck vertritt die Ansicht, dass die Einleitung eines Verfahrens für eine zu große Fläche beim Land auf Unverständnis stoßen könnte. Er schlägt eine Teilung auf die Flächen dammabwärts und dammaufwärts vor. 

GR Franz Voggenberger tritt dafür ein die Ansuchen in der gewünschten Form vorzulegen. Laut ÖEK müsste die gesamte Umwidmung abgelehnt werden. Er gibt jedoch zu bedenken, dass wirtschaftliche Aspekte betroffen werden. 

GR Mag. Johann Winkelmeier befürchtet eine Blamage gegenüber dem Land, wenn gegen ÖEK verstoßen wird. Seiner Ansicht nach sind die gegenständlichen Flächen denkbar schlecht geeignet für die Schaffung eines Gewerbegebietes. Er tritt dafür ein, vorher mit dem Land und den betroffenen Grundeigentümern eine Besprechung zu führen. Der gesamte Betriebsverkehr geht über die neue Brücke am Schwemmbach. Er ruft in Erinnerung, dass der Antrag im Vorjahr ohne Begründung von der Tagesordnung genommen wurde und daher auch keine Diskussion darüber geführt werden konnte. 

Der BM verliest die Einwendung von Frau Anna Hellmoser vom 28.10.2003. (ANLAGE 5)
Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen stellt der BM folgenden mehrteiligen 

A n t r a g

a) lediglich für die restlichen Grundstücke 543/3 (3.920 m²), 953/1 (546 m²), 539/1 (8.619 m²), unterhalb des Dammes also mit einer Gesamtfläche von 13.085 m² das Verfahren für die Änderung des Flächenwidmungsplanes von Grünland auf Betriebs- oder Mischbaugebiet und das Verfahren für die Änderung des ÖEK einzuleiten.

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
23 Ja














  1 Nein (GR Mag. Johann Winkelmeier)














  1 Enthaltung (GR Dieter Linnerth) 

B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird mehrheitlich genehmigt.

b) die weitere Entscheidung über die Einleitung eines Umwidmungsverfahrens von Grünland auf Mischbaugebiet oder MB für das verbleibende Grundstücke 537/1 (5.416 m²) oberhalb des Dammes an den Ausschuss für Raumordnungsangelegenheiten zu verweisen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
25 Ja

B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

b) Herbst Anna, Mitterweg 12











(Gem-031-0)

Der Bürgermeister weist darauf hin, dass diese Grundstücksfläche anlässlich eines Lokalaugenscheines vom 18.11.2003 durch Herrn DI Kampelmüller besichtigt wurde und dabei grundsätzlich eine positive Beurteilung zur geplanten Umwidmung abgegeben wurde. 

GR Thomas Ofenböck vermisst die Vorberatung im Ausschuss. Er tritt für eine automatische Behandlung von eingehenden Umwidmungsanträgen im Raumordnungsausschuss ein. 

VBM Johann Weichenberger tritt dafür ein nur unklare Fälle an den Ausschuss zuzuweisen und klare Fälle gleich im GR zu behandeln. 

GR Franz Voggenberger weist darauf hin, dass es sich bei den Beurteilungen immer nur um eine subjektive Ansicht der Sachbearbeiter handelt. 

Amtsleiter Denk gibt zu bedenken, dass der Arbeitsaufwand steigt und die notwendigen Entscheidungen nicht gefällt werden. 

GR Thomas Ofenböck weist darauf hin, dass es in manchen Fällen auch Zwischenlösungen gibt, welche im Ausschuss gefunden werden können. 

BM Rippl erklärt sich bereit, dass Einleitungen eines Umwidmungsverfahrens zukünftig im Ausschuss behandelt werden sollen. 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen stellt der BM den

A n t r a g

betreffend einer etwa 1.000 m² großen Teilfläche des Grundstückes 2835/1, KG Lengau das Verfahren zur Umwidmung von Grünland auf Wohngebiet einzuleiten. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  25 Ja

B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

c) Mobilkom Austria – Errichtung einer etwa 42 Meter hohen Funkanlage im Anwesen Schinagl, Holz 27.















(Gem-031-0)

GR Thomas Ofenböck sieht den Beginn einer zweiten Welle an Funkmasten auf uns zukommen. Er schlägt daher vor durch eine Einladung an alle UMTS-Anbieter zu erforschen, welche Pläne vorhanden sind um einen Wildwuchs an Sendemasten hintanzuhalten. 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen stellt der BM den

A n t r a g

Diese Angelegenheit den Ausschuss für Raumordnung zuzuweisen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  24 Ja (GV Michael Weber bei der Abstimmung 

    nicht anwesend)

B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

9. BA06 – Nebenkanäle Flörlplain I-Teichstätt Ost – Bewilligung des Förderungsvertrages der Kommunalkredit im Nominale von € 162.116,--







(Wa-811-17)

Wie im bereits beschlossenen Finanzierungsplan für die Abwicklung des Bauvorhabens BA 06 (Nebenkanäle Flörlplain I – Teichstätt Ost) vorgesehen, wurde durch das Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt- und Wasserwirtschaft vertreten durch die Kommunalkredit, Public Consulting GmbH, Türkenstraße 9, Wien der Förderungsvertrag im Nominale von € 162.116.— zur Genehmigung vorgelegt. 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen stellt der BM den

A n t r a g

diesen Förderungsvertrag in der vorliegenden Form zu genehmigen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  25 Ja

B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

10. Anhebung der Gebühren für die Schülerausspeisung auf die Mindestgebühren lt. Voranschlagserlass des Amtes der O.Ö. Landesregierung (mindestens € 1,90 pro Schüler bzw. Kindergartenkind)













(Schul-232-2)

Der BM berichtet, das im Voranschlagserlass des Amtes der O.Ö. Landesregierung vom 20.10.2003 darauf hingewiesen wird, dass in der Abwicklung der Schülerausspeisung nach Möglichkeit eine Kostenabdeckung anzustreben ist und ab dem Haushaltsjahr 2004 jedenfalls ein Betrag von € 1,90 pro Schüler bzw. Kindergartenkind vorgesehen ist. Für sonstige Personen die an der Schülerausspeisung teilnehmen sollte jedenfalls ein kostendeckendes Entgelt festgesetzt werden.

Zur Zeit werden folgende Beträge eingehoben:

Je Schüler bzw. Kindergartenkind 
€ 1,82

Für sonstige Personen



€ 2,54

Ergänzend weist der Bürgermeister darauf hin, dass der finanzielle Abgang in der Schülerausspeisung aus dem Jahr 2003 rund € 15.000.— beträgt. 

VBM Martin Muigg erachtet die Ausspeisung als sehr wichtig. GV Wolfgang Schwaiger schließt sich der Meinung an. Wichtig ist für ihn die Ausspeisung so attraktiv zu erhalten, dass sie auch von den Schülern angenommen wird. In diesem Zusammenhang weist er auf die fehlende Qualität des Geschirrs (Plastiknäpfe) hin, welche durch die jahrelange Benutzung bereits sehr schlecht ist. Er regt eine Ausweitung des Angebotes, um die Attraktivität zu erhöhen, an. BM Rippl erachtet dies als eine Sache des Kochstellenleiters. 

Für GR Mag. Johann Winkelmeier handelt es sich um eine Grundüberlegung, ob z.B. ein Buffet eingerichtet werden soll, nicht die Person des Kochstellenleiters ist das Thema. 

Vorgeschlagen wird durch den Bürgermeister daher folgende Anhebung der Entgelte für die Schülerausspeisung.

Je Schüler bzw. Kindergartenkind
€ 1,90

Für sonstige Personen



€ 2,70

Durch die Anhebung dieser Entgelte kann zwar noch keine kostendeckende Führung der Schülerausspeisung erreicht werden, der Abgang wird sich durch diese Maßnahme jedoch von derzeit € 15.000,-- auf rund € 14.000,-- reduzieren.

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen stellt der BM den

A n t r a g

die Entgelte für die Schülerausspeisung entsprechend seinem Vorschlag ab 01.04.2004 festzusetzen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  25 Ja

B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

11. Herbert Nagl – Befristung des Dienstpostens BII-VII (Amtsleiter) gemäß § 7 Abs. 4 des O.Ö. Gemeindebedienstetengesetzes 2001 auf die Dauer von 3 Jahren. (Pers-011-5)

Der BM berichtet, dass bei der Dienstpostenausschreibung durch die Gemeinde Lengau darauf hingewiesen wurde, dass die Bestellung des Amtsleiters vorerst befristet auf 3 Jahre erfolgt. Im Vergabebeschluss des Gemeinderates vom 28.08.2003, TOP 5 wurde diese Befristung nicht mehr angeführt. 

Im Zuge der Überprüfung der Dienstpostenausschreibung durch die Abteilung Gemeinden wurde genau diese Vorgangsweise beanstandet und dem Gemeinderat aufgetragen, den Vergabebeschluss mit dieser 3-jährigen Befristung zu ergänzen und außerdem die Wirksamkeit der Ernennung vom 01.01.2004 auf 01.04.2004 zeitlich zurückzuversetzen.

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen stellt der BM den

A n t r a g

den Vergabebeschluss des Gemeinderates vom 28.08.2003, TOP 5 dahingehend zu ergänzen, dass die Bestellung des Amtsleiters wie in der Dienstpostenausschreibung bereits angeführt befristet auf 3 Jahre erfolgt und die Wirksamkeit der Ernennung mit 01.04.2004 festgesetzt wird. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  25 Ja

B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

12. Reihung der vom Gemeinderat bereits mit Grundsatzbeschluss beschlossenen Sonderbauvorhaben aufgrund ihrer Dringlichkeit.








(Fin-902)

Aufgrund der vielen Vorhaben für die nächsten Jahre und die damit verbundenen Ausgaben sollte für die Erstellung des Mittelfristigen Finanzplanes ab 2005 eine Reihung nach Dringlichkeit vorgenommen werden. Der BM gibt einen Überblick über die bereits beschlossenen Vorhaben. Er tritt dafür ein, diese Angelegenheit an den Finanzbeirat zu verweisen und ersucht um Wortmeldungen.  

GV Michael Weber tritt ebenfalls für eine Zuweisung dieser Angelegenheit an den Finanzbeirat und für eine Reihung nach Maßgabe der finanziellen Möglichkeiten ein. Er berichtet, dass nicht einmal im Feuerwehrbereich eine Reihung durch den zuständigen Bearbeiter, Ing. Affenzeller, getroffen werden konnte. 

VBM Johann Weichenberger begrüßt die Zuweisung an den Finanzbeirat, in dem alle Fraktionen vertreten sind. 

GV Schinwald Josef vermisst in der Aufzählung des Bürgermeisters die Sanierung der Friedhofsmauer in Lengau. BM Rippl weist darauf hin, dass diese im Budget enthalten gewesen wäre. In seiner Aufzählung war sie deshalb nicht enthalten, da es dafür keinen Grundsatzbeschluss gibt. Der BM berichtet, dass durch das Land Oberösterreich eine Infrastrukturerhebung durchgeführt wird. Dabei wurde festgestellt, dass zusätzlich in den nächsten Jahren ein Ersatz für das Bokimobil erforderlich ist sowie eine Friedhofserweiterung in Lengau und Friedburg ansteht. 

GR Thomas Ofenböck ruft in Erinnerung, dass es einen Vertrag mit Energie Wels gibt und erkundigt sich ob die Feinplanung bereits fertig ist und ob es Fristen gibt? Lt. BM Rippl gibt es keine Fristen. Bei einer Erweiterung kommt ein Berater der Energie Wels. Ein Abschluss kam nicht zustande. 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen stellt der BM den

A n t r a g

die Reihung der vom Gemeinderat bereits mit Grundsatzbeschluss beschlossenen Sonderbauvorhaben an den Beirat für Finanzen zu verweisen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  25 Ja

B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

13. Nominierung eines Mitgliedes und Ersatzmitgliedes in die Verbandsversammlung des Sozialhilfeverbandes durch die ÖVP-Fraktion (Fraktionswahl)



(Sv-400-1)

Der BM berichtet, dass durch die Bezirkshauptmannschaft Braunau, die in der konst. Sitzung des Gemeinderates am 10.11.2003 getroffene Nominierung von GREM Hedwig Eidenhammer (seitens der ÖVP-Fraktion) nicht zur Kenntnis genommen wird, da nach den Bestimmungen des o.ö. Sozialhilfegesetzes nur Personen aus der Mitte des Gemeinderates als Vertreter in den Sozialhilfeverband nominiert werden dürfen. Durch die ÖVP-Fraktion wurde folgender Wahlvorschlag eingebracht, über welchen in Fraktionswahl entschieden wird. 

Mitglied in die Verbandsversammlung des SHV: Martin Muigg  

Ersatzmitglied in die Verbandsversammlung des SHV: Schinwald Josef  

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen stellt der BM den

A n t r a g

Martin Muigg als Mitglied in die Verbandsversammlung des SHV und Josef Schinwald als Ersatzmitglied in die Verbandsversammlung des SHV zu nominieren. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  9 Ja (Mitglieder der ÖVP-Fraktion)

B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

14. Anträge BWG – Bündnis Weiß-Grün: (ANLAGE 6)

a) Antrag auf Einführung einer Bürgerfragestunde vor jeder Gemeinderatssitzung gem.   § 53 Abs. 5 O.Ö. GemO













(Gem-004-1)

GV Wolfgang Schwaiger berichtet, dass es in den letzten Sitzungen mehrmals Situationen gab, in denen Fragen an anwesende Zuhörer gestellt werden sollten oder umgekehrt. Dies lässt die Gemeindeordnung kaum zu. Die Novelle der Gemeindeordnung gibt die Möglichkeit, dass am Anfang oder am Ende der Sitzung Fragen gestellt werden können. Er schlägt vor die Möglichkeit einer Bürgerfragestunde vor Beginn der GR-Sitzung anzubieten. Den Ablauf  stellt er sich wie folgt vor (Spielregeln): 

1. Vor Beginn der GR-Sitzung wird vom BM eine RednerInnenliste erstellt. Fragen und Anmerkungen können nur zu Punkten der Tagesordnung gestellt werden. Jeder Bürgerin, jeder Bürger hat die Möglichkeit von zwei Wortmeldungen, sodass bei einer nicht genügend beantworteten Frage nachgefragt werden kann. 

2. Fragen können an alle anwesenden GemeinderätInnen sowie ErsatzgemeinderätInnen gestellt werden. Umgekehrt können ebenso BürgerInnen um Auskunft gebeten werden. 

3. Nach Beendigung der RednerInnenliste wird mit Tagesordnungspunkt 1 die Gemeinderatssitzung eröffnet. 

4. Maximaldauer Gesamt 1 Stunde. 

Amtsleiter Franz Denk weist darauf hin, dass eine Bürgerfragestunde als Teil der GR-Sitzung rechtlich nicht möglich ist. Wolfgang Schwaiger weist auf die Maximaldauer von 1 Stunde hin, welche wahrscheinlich selten notwendig ist.  

BM Rippl stellt klar, dass bei einer Einladung zur Gemeinderatssitzung um 19.30 Uhr, die Fragestunde für 18.30 Uhr anberaumt werden müsste. Die Gemeindeordnung schreibt vor, dass eine derart anberaumte Sitzung um 19.30 Uhr begonnen werden muss. GV Wolfgang Schwaiger schlägt vor die GR-Sitzung nach der Fragestunde zu beginnen, da auch die Mitglieder des Gemeinderates bei der Bürgerfragestunde anwesend sein sollen. 

VBM Johann Weichenberger erläutert, dass eine Bürgerfragestunde rechtlich gesehen nicht mit der GR-Sitzung verschmolzen werden kann. Ein früherer Beginn der GR-Sitzung als ausgeschrieben, ist nicht möglich. Eine Verpflichtung der Gemeinderäte zur Anwesenheit ist ebenfalls nicht gegeben. Er spricht sich für eine bürgernahe Gemeindepolitik aus. Die Bürger können jederzeit während der Amtsstunden beim BM vorsprechen. Er tritt dafür ein dass persönliche Angelegenheiten im kleinen Rahmen (BM, zuständige Sachbearbeiter, usw.) besprochen werden. Er kann sich aus diesen Gründen eine Befürwortung des Antrages nicht vorstellen.  

GV Michael Weber stellt in seiner Wortmeldung fest, dass er auch jederzeit bereit ist Probleme mit Bürgern abzuklären. Der Zeitraum vor der Gemeinderatssitzung erscheint ihm als zu kurz und birgt die Gefahr der Inszenierung. Er tritt für einen offeneren Umgang bei Worterteilung von anwesenden Bürgern ein. 

GR Thomas Ofenböck gibt zu bedenken, dass u.U. die Meinung eines Bürgers an alle GR-Mitglieder gehen soll und nicht nur gegenüber dem BM geäußert werden soll. Er hat keine Angst vor Fragestellungen der Bürger. Er sieht die Rückziehung in einen Ausschuss, in dem Vertraulichkeit herrscht, als sehr bedenklich. 

GR Staffl Michaela verweist ebenfalls darauf hin, dass GR-Sitzungen zu terminisieren sind und  um diese Uhrzeit zu beginnen haben. 

BM Rippl weist darauf hin, dass keine Verpflichtung für einen Gemeindemandatar besteht 1 Stunde vorher zu erscheinen. Er spricht sich gegen eine Bürgerfragestunde aus, weil er ein populistisches Auftreten mancher gegen Gemeinderäte, VBM oder BM befürchtet.  Gemeinderäte oder Ersatzmitglieder können Anfragen lt. § 63a o.ö. Gemeindeordnung stellen. Gemeindebürger können jederzeit von Montag bis Freitag an den Öffnungszeiten im Gemeindeamt vorsprechen oder Fragen stellen. Er tritt dafür ein, dass zu den Tageordnungspunkten der Gemeinderatssitzung weder der BM noch ein Gemeinderat vor der Abstimmung Stellung beziehen sollte. 

Bezüglich des Bürgerservices tritt der Bürgermeister dafür ein, dass  auch eine Bürgerservicestelle wie in Munderfing, Straßwalchen etc. in den nächsten Wochen geschaffen werden soll. Er strebt dazu einen Vergleich mit dem Bürgerservice der Gemeinde Munderfing, Strasswalchen oder Seekirchen an.

GR Ann Sutter findet das Angebot einer Bürgerfragestunde als sehr wichtig. Es gibt bereits Gemeinden, die dies praktizieren. Es stellt ein Angebot an die Bevölkerung dar, welches nicht angenommen werden muss. 

GV Wolfgang Schwaiger erinnert den BM, dass dieser bei den Gesprächen vor der konst. Sitzung zugesagt hat: „Wir wollen mit dem Amtsleiter ein Bürgerservice ausarbeiten“. Er erkundigt sich wer mit wir gemeint ist. Der BM antwortet, dass wir die Mitarbeiter des Gemeindeamtes umfasst.  

GR Franz Voggenberger hat grundsätzlich kein Problem mit einer Bürgerfragestunde und er räumt ein, dass der Trend dahin geht, obwohl es meist ein populistischer Akt ist. Er weist darauf hin, dass vor der Gemeinderatssitzung die Fraktionssitzungen stattfinden. Eine Stunde vor der Gemeinderatssitzung bringt dem Bürger nichts mehr, da die Meinungen in den Fraktionssitzungen bereits gebildet wurden. Er schlägt vor außerhalb der GR-Sitzung an einen anderen Termin eine Fragestunde zu veranstalten, bei dem die Fragen vorher bekanntzugeben sind. 

Thomas Ofenböck wertet diese Wortmeldung von GR Voggenberger als konstruktives Signal.  

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen stellt der BM den

A n t r a g

eine Bürgerfragestunde 1 Stunde vor der GR-Sitzung einzuführen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
5 Ja (BWG)













     19 Nein 














1 Enthaltung (Bauer Franz)

B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird mehrheitlich abgelehnt.

b) Antrag auf Festlegung eines Termins zur öffentlichen Präsentation des nunmehr fertiggestellten Örtlichen Entwicklungskonzeptes und Flächenwidmungsplanes. (ANLAGE 7)





















(Gem-031-0)

Thomas Ofenböck verweist auf den Beschluss des GR in der Sitzung vom 6.9.2002. 

BM Rippl tritt dafür ein, dass sich der Ausschuss für Bau, Straßenbau und Raumplanung damit befassen soll, wie, wann und wo eine Präsentation des Örtlichen Entwicklungskonzeptes durchgeführt werden soll. 


GR Franz Voggenberger tritt dafür ein, dass auf jeden Fall ein Moderator erforderlich ist. 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen stellt der BM den

A n t r a g

die Präsentation des Örtlichen Entwicklungskonzeptes an den Ausschuss für Raumordnung zu verweisen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:   24 Ja














1 Enthaltung (GR Walter Fuchs)

B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird mehrheitlich genehmigt.

15. Allfälliges

Berichte des BM:

a)  Der BM gibt bekannt, dass am 29.1.2004, um 19.30 Uhr im Volksheim Schneegattern eine  Präsentation der Energiewerkstätte zum Thema Windpark Kobernaußerwald stattfindet.

b) Der BM berichtet weiters, dass am 9.2.2004 um 19.00 Uhr im Gasthaus Jägerwirt, Lengau, eine Podiumsdiskussion zum Thema Flachgautakt stattfindet. 

c) Abschließend verliest der BM den Brief von Frau Sandra Gittinger über die Postenvergabe des Bauamtsleiters (ANLAGE 8). 

ANFRAGEN:

d) GV Michael Weber berichtet, dass er vom Obmann des Tischtennisvereines erfahren hat, dass der Verband ein Länderspiel Österreich – Deutschland in unserer Gemeinde am 16.2.2004 plant. 

e) GR Dieter Linnerth macht den BM als Obmann des Fahrgastbeirates darauf aufmerksam, dass der Fahrplan nur in Richtung Salzburg ausgearbeitet wird. Es gibt massive Probleme in Richtung Braunau, wobei hier keine Änderung vorgesehen ist. Der Umstieg der Fahrgäste des Busses aus Schneegattern am Morgen (06.30 Uhr) in Schwöll in den Zug nach Braunau gestaltet sich nur bei optimalen Fahrbedingungen als reibungslos. Der BM erläutert, dass diese Fahrplananpassung in verschiedenen Schritten erfolgt. Die Einbindung von Frankenmarkt, Pöndorf, Lengau usw. in den Flachgautakt erfolgt am 20.10.2003. Auch einige Leute aus unserer Gemeinde sind dabei vertreten. Die Beschwerden werden Herrn Penetsdorfer vorgebracht. Ab 09.02.2004 fährt der Bus um 13.00 Uhr ab Neumarkt Richtung Strasswalchen. Hierbei hat der Anschlussbus zu warten. Er lädt Herrn Linnerth zur Mitarbeit im Fahrgastbeirat ein. 

f) GV Wolfgang Schwaiger kritisiert, dass die Anträge des BWG in einen Sammelantrag zusammengefasst wurden, obwohl sie sachlich miteinander nichts zu tun haben. 

g) GR Thomas Ofenböck berichtet, dass die Wartehalle in Schwöll versperrt ist und die ÖBB die Ansicht vertritt, dass dies Angelegenheit der Gemeinde ist. Der BM hat die Angelegenheit Bahnhof Schwöll bereits bei der ÖBB thematisiert. Außerdem wurde von ihm bereits ein Brief an LH-Stv. Haider um finanzielle Unterstützung abgesandt. 

Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr vorliegen, schließt der BM um 22:27 Uhr.

Die Sitzung dauerte 2 Stunden 57 Minuten.

Gemäß § 16 Abs. 4 der Geschäftsordnung der Kollegialorgane der Gemeinde Lengau vom 06.09.2002 ist die Verhandlungsschrift vom Vorsitzenden, von je einem Mitglied der im Gemeinderat vertretenen Fraktionen, welche zu Beginn jeder Sitzung beim Vorsitzenden von den jeweiligen Fraktionsobmännern namhaft zu machen sind, und vom Schriftführer zu unterfertigen. 

         Der Bürgermeister:                         Der Schriftführer:                    


Die Mitglieder:

Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung vom ....................... keine Einwendungen erhoben wurden*, über die erhobenen Einwendungen der beigeheftete Beschluss gefasst wurde*.

Lengau, am ..............................











Der Vorsitzende







...............................................................................

*Nichtzutreffendes streichen

